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Landkreise beschließen Stellungnahmen zur Verwaltungsreform

Kreistag Reutlingen berücksichtigt Interessen der kreisangehörigen Städte und Gemeinden

Stuttgart. Zufrieden ist der Gemeindetag mit dem gestrigen Beschluss des Reutlinger Kreistags zur Verwaltungsreform. Es sei erfreulich, dass der Kreistag in seiner Stellungnahme zum Verwaltungsreformgesetz die Interessen der kreisangehörigen Städte und Gemeinden angemessen berücksichtigt habe. Dem Gemeindetag seien inzwischen ähnliche Beschlüsse aus 24 Landkreisen bekannt, sagte dessen Sprecher.

Der Gemeindetag hatte dafür geworben, dass die Kreistage in ihren Stellungnahmen zum Verwaltungsreformgesetz auch die Belange ihrer Städte und Gemeinden berücksichtigen. Sie hätten als Kreisumlagezahler dafür aufzukommen, wenn der wirtschaftliche Erfolg der Behördenreform ausbleiben sollte.

Der Gemeindetag hält es deshalb für erfreulich, dass auch die meisten Kreistage ausdrücklich auf vollem Kostenausgleich für die Erledigung staatlicher Aufgaben im Landratsamt bestehen. Sie verlangen wie der Gemeindetag, dass nach sieben Jahren geprüft wird, ob die angestrebte Effizienzrendite erreicht ist und die Kostenerstattung des Landes ausreicht.

Auch der Forderung des Gemeindetags nach einer Fortsetzung der Verwaltungsreform haben sich, wie im Kreis Reutlingen, viele Kreistage angeschlossen: einem Abbau staatlicher Aufgaben und der Übertragung zusätzlicher Aufgaben an Große Kreisstädte und Gemeinden.
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